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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf  

Drs. 18/1736, 18/3046 

nach Art. 74 der Verfassung des Freistaates Bayern 

Volksbegehren „Artenvielfalt und Naturschönheit in Bayern – Rettet die Bienen!“ 

Gesetz zur Änderung des Bayerischen Naturschutzgesetzes zugunsten der Ar-
tenvielfalt und Naturschönheit in Bayern („Rettet die Bienen!“)  

Drs. 18/1736, 18/3046 

§ 1  
Änderung des Bayerischen Naturschutzgesetzes 

Das Bayerisches Naturschutzgesetz (BayNatSchG vom 23. Februar 2011 (GVBl. 
S. 82, BayRS 791-1-U), das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 24. Juli 2018 (GVBl. 
S. 604) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Nach Art. 1 werden folgende Art. 1a und 1b eingefügt: 

„Art. 1a  
Artenvielfalt 

1Über § 1 Abs. 2 BNatSchG hinaus verpflichtet sich der Freistaat Bayern, zur 
dauerhaften Sicherung und Entwicklung der Artenvielfalt in Flora und Fauna darauf 
hinzuwirken, deren Lebensräume zu erhalten und zu verbessern, um einen weiteren 
Verlust von Biodiversität zu verhindern. 2Ziel ist, die landwirtschaftlich genutzten 
Flächen des Landes nach und nach, bis 2025 mindestens 20 % und bis 2030 min-
destens 30 %, gemäß den Grundsätzen des ökologischen Landbaus gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 und des Gesetzes zur Durchführung der Rechtsakte 
der Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen Union auf dem Gebiet des 
ökologischen Landbaus (Öko-Landbaugesetz – ÖLG) in der jeweils geltenden Fas-
sung zu bewirtschaften. 3Staatliche Flächen sind bereits ab 2020 gemäß diesen 
Vorgaben zu bewirtschaften. 

Art. 1b  
Naturschutz als Aufgabe für Erziehung  

(zu § 2 Abs. 6 BNatSchG) 

1Die Ziele und Aufgaben des Naturschutzes und der Landschaftspflege werden 
bei der pädagogischen Aus- und Fortbildung, in den Lehr- und Bildungsplänen und 
bei den Lehr- und Lernmitteln berücksichtigt. 2Insbesondere sind die Folgen des 
Stickstoffeintrages, die Auswirkungen von Schlaggrößen, die Bedeutung der 
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Fruchtfolge-Entscheidungen und die Auswirkungen des Pestizideinsatzes und wei-
terer produktionsintegrierter Maßnahmen auf den Artenreichtum und das Bodenle-
ben darzustellen.“ 

2. Art. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„2Die Forstwirtschaft hat die Vorschriften des Waldgesetzes für Bayern und die 
sonstigen für sie geltenden Regelungen zu beachten, wobei im Staatswald das 
vorrangige Ziel zu verfolgen ist, die biologische Vielfalt des Waldes zu erhalten 
oder zu erreichen.“ 

b) Folgende Abs. 4 und 5 werden angefügt: 

„(4) 1Bei der landwirtschaftlichen Nutzung ist es verboten 

1. Dauergrünland und Dauergrünlandbrachen umzuwandeln, 

2. den Grundwasserstand in Nass- und Feuchtgrünland sowie -brachen abzu-
senken, davon unberührt bleiben bestehende Absenkungs- und Drainage-
maßnahmen,  

3. Feldgehölze, Hecken, Säume, Baumreihen, Lesesteinhaufen, Naturstein-
mauern, natürliche Totholzansammlungen, Feldraine und Kleingewässer 
als naturbetonte Strukturelemente der Feldflur zu beeinträchtigen; eine sol-
che Beeinträchtigung ist jede Schädigung oder Minderung der Substanz 
dieser Elemente, insbesondere das Unterpflügen oder Verfüllen; unberührt 
von diesem Verbot bleiben gewerbliche Anpflanzungen im Rahmen des 
Gartenbaus, 

4. Dauergrünlandpflegemaßnahmen durch umbrechende Verfahren wie Pflü-
gen oder umbruchlose Verfahren wie Drill-, Schlitz- oder Übersaat auf land-
wirtschaftlich genutzten Flächen, die als gesetzliche Biotope nach § 30 
Abs. 2 Nr. 2 BNatSchG sowie nach Art. 23 Abs. 1 eingestuft sind, durchzu-
führen, 

5. bei der Mahd auf Grünlandflächen ab 1 Hektar von außen nach innen zu 
mähen, davon unberührt bleibt stark hängiges Gelände, 

6. ab dem Jahr 2020 auf 10 % der Grünlandflächen der Landesfläche Bayerns 
die erste Mahd vor dem 15. Juni durchzuführen, 

7. ab dem Jahr 2020 Grünlandflächen nach dem 15. März zu walzen und 

8. ab dem 1. Januar 2022 auf Dauergrünlandflächen flächenhaft Pflanzen-
schutzmittel einzusetzen. 

2Dauergrünland im Sinne dieses Gesetzes sind alle auf natürliche Weise entstan-
denen Grünlandflächen sowie angelegte und dauerhaft als Wiese, Mähweide oder 
Weide genutzte Grünlandflächen und deren Brachen. 3Nicht auf Dauer angelegte 
Ackerfutterflächen sind kein Dauergrünland im Sinne dieses Gesetzes. 

(5) 1Von dem Verbot des Abs. 4 Nr. 1 sind auf Antrag Ausnahmen zuzulassen, 
wenn die Beeinträchtigungen ausgeglichen werden. 2Von den Verboten des Abs. 4 
Nrn. 2 bis 4 können auf Antrag Ausnahmen zugelassen werden, wenn die Beein-
trächtigungen ausgeglichen oder ersetzt werden. 3Für die punktuelle Beseitigung 
giftiger, invasiver oder bei vermehrtem Auftreten für die Grünlandnutzung proble-
matischen Pflanzenarten können von dem Verbot des Abs. 4 Nr. 8 auf Antrag Aus-
nahmen zugelassen werden.“ 

3. Nach Art. 3 wird folgender Art. 3a eingefügt: 

„Art. 3a  
Bericht zur Lage der Natur  

(zu § 6 BNatSchG) 

1Die oberste Naturschutzbehörde ist verpflichtet, dem Landtag und der Öffent-
lichkeit in jeder Legislaturperiode auf der Basis ausgewählter Indikatoren über den 
Status und die Entwicklung der biologischen Vielfalt in Bayern zu berichten (Bericht 
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zur Lage der Natur). 2Einmal jährlich ist dem Landtag und der Öffentlichkeit ein Sta-
tusbericht zu den ökologisch genutzten Landwirtschaftsflächen im Sinne des Art. 1a 
vorzulegen.“ 

4. Art. 7 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Art. 7  
Ausgleichsmaßnahmen, Ersatzzahlungen“ 

b) Dem Wortlaut wird folgender Satz 1 vorangestellt: 

„1Ausgleichsmaßnahmen im Sinne des § 15 BNatSchG sollen im Sinne der Ar-
tenvielfalt festgelegt werden, wobei insbesondere auch auf die Förderung alter 
Kultursorten geachtet werden soll.“ 

c) Die bisherigen Sätze 1 und 2 werden Sätze 2 und 3. 

5. Nach Art. 11 wird folgender Art. 11a eingefügt: 

„Art. 11a  
Himmelstrahler und Beleuchtungsanlagen 

1Eingriffe in die Insektenfauna durch künstliche Beleuchtung im Außenbereich 
sind zu vermeiden. 2Himmelstrahler und Einrichtungen mit ähnlicher Wirkung sind 
unzulässig. 3Beim Aufstellen von Beleuchtungsanlagen im Außenbereich müssen 
die Auswirkungen auf die Insektenfauna, insbesondere deren Beeinträchtigung und 
Schädigung, überprüft und die Ziele des Artenschutzes berücksichtigt werden. 4Be-
leuchtungen in unmittelbarer Nähe von geschützten Landschaftsbestandteilen und 
Biotopen sind nur in Ausnahmefällen von der zuständigen Behörde oder mit deren 
Einvernehmen zu genehmigen.“ 

6. Art. 16 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 2 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 

b) Folgende Nrn. 3 bis 5 werden angefügt: 

„3. entlang natürlicher oder naturnaher Bereiche fließender oder stehender Ge-
wässer, ausgenommen künstliche Gewässer im Sinne von § 3 Nr. 4 des 
Wasserhaushaltsgesetzes und Be- und Entwässerungsgräben im Sinne 
von Art. 1 des Bayerischen Wassergesetzes, in einer Breite von mindestens 
5 m von der Uferlinie diese garten- oder ackerbaulich zu nutzen (Gewässer-
randstreifen), 

 4. Bodensenken im Außenbereich im Sinne des § 35 des Baugesetzbuches 
zu verfüllen, 

 5. Alleen an öffentlichen oder privaten Verkehrsflächen und Wirtschaftswegen 
zu beseitigen, beschädigen oder auf sonstige Weise erheblich zu beein-
trächtigen.“ 

7. Art. 19 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Art. 19  
Biotopverbund, Biotopvernetzung, Arten- und Biotopschutzprogramm“ 

b) Dem Wortlaut wird folgender Abs. 1 vorangestellt: 

„(1) Der Freistaat Bayern schafft ein Netz räumlich oder funktional verbun-
dener Biotope (Biotopverbund), das bis zum Jahr 2023 mindestens 10% Offen-
land und bis zum Jahr 2027 mindestens 13% Offenland der Landesfläche um-
fasst.“ 

c) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 2. 

d) Folgender Abs. 3 wird angefügt: 

„(3) Die oberste Naturschutzbehörde soll dem Landtag und der Öffentlich-
keit jährlich einen Statusbericht über den Biotopverbund vorlegen.“ 
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8. Art. 23 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 5 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 

b) Folgende Nrn. 6 und 7 werden angefügt: 

„6. extensiv genutzte Obstbaumwiesen oder -weiden aus hochstämmigen 
Obstbäumen mit einer Fläche ab 2.500 Quadratmetern (Streuobstbestände) 
mit Ausnahme von Bäumen, die weniger als 50 Meter vom nächstgelegenen 
Wohngebäude oder Hofgebäude entfernt sind und 

 7. arten- und strukturreiches Dauergrünland.“ 

9. Nach Art. 23 wird folgender Art. 23a eingefügt: 

„Art. 23a  
Verbot von Pestiziden 

1Die Anwendung von Pestiziden (Pflanzenschutzmittel und Biozide) gemäß 
Art. 3 Nr. 10 der Richtlinie 2009/128/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 21. Oktober 2009 über einen Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die 
nachhaltige Verwendung von Pestiziden (ABl. L 309 vom 24. November 2009, 
S. 71) in der jeweils geltenden Fassung ist in Naturschutzgebieten, in gesetzlich 
geschützten Landschaftsbestandteilen und in gesetzlich geschützten Biotopen au-
ßerhalb von intensiv genutzten land- und fischereiwirtschaftlichen Flächen verbo-
ten. 2Die Naturschutzbehörde kann die Verwendung dieser Mittel zulassen, soweit 
eine Gefährdung des Schutzzwecks der in Satz 1 genannten Schutzgebiete oder 
geschützten Gegenstände nicht zu befürchten ist. 3Weitergehende Vorschriften 
bleiben unberührt.“ 

 

§ 2  
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2019 in Kraft.  

Die Präsidentin  

I.V. 

Thomas Gehring 

II. Vizepräsident 

 


